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Blickpunkt Berlin 

_______________________________________________________ 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

viele Menschen spüren, dass Deutschland vor großen Entscheidungen steht. Gesundheit, Pflege und 

Rente müssen auch in Zukunft verlässlich finanziert werden. Gleichzeitig dürfen Arbeit, Betriebe und 

unsere wirtschaftliche Stärke nicht immer weiter belastet werden. Deshalb haben wir als Koalition in 

den vergangenen Wochen Reformen auf den Weg gebracht, die unser Land sicherer, moderner und 

handlungsfähiger machen sollen. Wir stärken die Bundeswehr, bauen Bürokratie ab, investieren in 

Infrastruktur und arbeiten daran, die sozialen Sicherungssysteme dauerhaft stabil zu halten. 

Dass solche Entscheidungen nicht ohne Widerspruch bleiben, ist nachvollziehbar. Gerade wenn es um 

Beiträge, Versorgung und die Frage geht, wer welche Belastungen trägt, berührt Politik den Alltag 

vieler Menschen sehr unmittelbar. Umso wichtiger ist es, klar zu sagen, warum Reformen notwendig 

sind. Stillstand würde die Probleme nicht lösen. Er würde sie nur teurer machen. Unser Anspruch 

bleibt deshalb, Verantwortung zu übernehmen, sorgfältig abzuwägen und Lösungen zu finden, die 

über den Tag hinaus tragen. So wollen wir neues Vertrauen schaffen, wirtschaftliche Stärke 

ermöglichen und Deutschland Schritt für Schritt zukunftsfester machen. 

Über die wichtigsten Themen dieser Sitzungswoche möchte ich Ihnen in diesem Newsletter einen 

kurzen Überblick geben. Wie immer freue ich mich über Ihre Ideen, Anregungen und Rück-

meldungen. Den nächsten Newsletter werden Sie im September erhalten. 

Ich wünsche Ihnen und Euch ein schönes Wochenende und allen Schulkindern Anfang August einen 

tollen Start in die Ferien.  

Ihre und Eure 

 

Dr. Hülya Düber MdB 
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Regierungserklärung zur aktuellen politischen Lage 

Bundeskanzler Friedrich Merz hat am Donnerstag im Deutschen Bundestag eine Regierungserklärung 

zur aktuellen politischen Lage abgegeben. Im Mittelpunkt standen die großen Reformvorhaben der 

Bundesregierung. Der Bundeskanzler verwies unter anderem auf die Beschlüsse zur Reform der 

gesetzlichen Krankenversicherung, zur Rente, zur Einkommensteuer, zum Arbeitsmarkt, zur 

Infrastruktur-Modernisierung und zum Bürokratieabbau. Viele dieser Themen prägen auch die 

Beratungen im Deutschen Bundestag in dieser Sitzungswoche. 

Merz machte deutlich, dass es darum gehe, lange aufgeschobene Probleme anzugehen und 

Deutschland wirtschaftlich wieder stärker zu machen. Er verwies auf erste Anzeichen einer 

wirtschaftlichen Erholung, etwa bei Produktion, Exporten, Auftragseingängen und 

Unternehmensgründungen. Gleichzeitig betonte er, dass Wohlstand, Beschäftigung, soziale Sicherung 

und Verteidigungsfähigkeit zusammen gedacht werden müssten. 

Ein weiterer Schwerpunkt war die Sicherheitslage. Mit Blick auf den zurückliegenden NATO-Gipfel in 

Ankara sprach der Bundeskanzler von einem geschlossenen, starken und selbstbewussten Bündnis. 

Deutschland werde mehr Verantwortung für die eigene Sicherheit übernehmen. Gerade in einer 

unsicheren Welt ist klar, dass wirtschaftliche Stärke, gesellschaftlicher Zusammenhalt und äußere 

Sicherheit eng miteinander verbunden sind. 

Die Regierungserklärung hat damit den politischen Rahmen für diese Sitzungswoche gesetzt. Es geht 

um Investitionen, Reformen und die Frage, wie Deutschland in schwierigen Zeiten handlungsfähig, 

wirtschaftlich stark und sozial verlässlich bleibt. Dass viele Vorhaben kontrovers diskutiert werden, 

gehört dazu. Entscheidend ist, Probleme nicht weiter aufzuschieben, sondern Lösungen zu 

erarbeiten, die dauerhaft tragen. 

 

 

Bundeshaushalt 2027: Investieren, reformieren und konsolidieren 

Das Bundeskabinett hat in dieser Woche den Entwurf für den Bundeshaushalt 2027 vorgelegt. 

Vorgesehen sind Ausgaben in Höhe von rund 555 Milliarden Euro. Der Haushalt folgt einem Dreiklang 

aus Investitionen, Strukturreformen und Konsolidierung. Besonders wichtig sind Investitionen in die 

Infrastruktur. Straßen, Schienen, Brücken und digitale Netze müssen modernisiert werden, damit 

Bürgerinnen und Bürger im Alltag entlastet werden und unsere Wirtschaft wieder stärker wachsen 

kann. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Verteidigungsfähigkeit Deutschlands. Angesichts zunehmender 

Krisen und Bedrohungen sind im Haushalt 2027 knapp 110 Milliarden Euro für Verteidigung 

vorgesehen. Damit wird die Bundeswehr weiter gestärkt und die Erfüllung der NATO-Ziele 

schrittweise abgesichert. 

Zugleich zeigt der Haushaltsentwurf, wie groß der finanzpolitische Handlungsdruck ist. Die Netto-

kreditaufnahme soll auf rund 119 Milliarden Euro steigen.  

Auch die Zinsausgaben nehmen deutlich zu. Für 2027 werden bereits 41,9 Milliarden Euro erwartet. 

Bis 2030 könnten sie sich weiter erheblich erhöhen. Deshalb bleibt Konsolidierung eine zentrale 

Aufgabe. Alle Ressorts sollen Einsparungen leisten.  
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Weitere Entlastungen sollen durch Digitalisierung, Bürokratieabbau und effizientere Strukturen 

erreicht werden. Auch Reformen bei Gesundheit, Pflege und Rente sind notwendig, damit die 

sozialen Sicherungssysteme dauerhaft bezahlbar und leistungsfähig bleiben. 

Der Bundeshaushalt ist das Königsrecht des Parlaments. Deshalb werden wir den Entwurf nach der 

Sommerpause sorgfältig beraten. Es geht darum, gezielt in die Zukunft unseres Landes zu investieren, 

Reformen entschlossen anzugehen und zugleich die finanzielle Verantwortung gegenüber 

kommenden Generationen im Blick zu behalten. 

 

 

Kinder und Jugendliche in der digitalen Welt besser schützen 

Soziale Medien gehören für viele Kinder und Jugendliche längst zum Alltag. Sie bieten Möglichkeiten 

zur Teilhabe, zur Information, zum Lernen und zur Vernetzung. Gleichzeitig sehen wir immer 

deutlicher, welche Risiken mit der digitalen Welt verbunden sind. Dazu gehören belastende Inhalte, 

Suchtmechanismen, Cybermobbing, Cybergrooming, sexualisierte Gewalt, problematische 

Schönheitsideale und Auswirkungen auf die mentale Gesundheit. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat deshalb in dieser Woche ein Positionspapier für einen 

wirksameren Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt vorgelegt. Unser Ziel sind differenzierte 

und praktikable Lösungen statt pauschaler Verbote. Kinder und Jugendliche sollen die Chancen 

digitaler Medien nutzen können, zugleich aber wirksam vor Gefahren geschützt werden. 

Dafür müssen soziale Plattformen stärker in die Verantwortung genommen werden. Vorgesehen ist, 

Dienste anhand ihrer Risiken für Kinder und Jugendliche in Altersklassen einzuteilen.  

Die Plattformen sollen dann sicherstellen, dass nur Nutzerinnen und Nutzer Zugang erhalten, die der 

jeweiligen Altersklasse entsprechen. Auch technische Lösungen zur Altersverifikation und wirksame 

Schutzmechanismen gegen gefährdende Inhalte gehören dazu. 

Gleichzeitig dürfen Eltern, Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte mit dieser Aufgabe nicht allein 

gelassen werden. Wir brauchen mehr Medienkompetenz, bessere Aufklärung, niedrigschwellige 

Beratungsangebote und konkrete Unterstützung für Familien, Schulen, Vereine, Familienzentren und 

Kirchen. 

Ein besonderer Blick gilt außerdem dem Schutz vor digitaler Gewalt. Beim Cybergrooming, also der 

Anbahnung sexueller Kontakte mit Kindern und Jugendlichen im Internet, darf es keine Regelungs-

lücken geben. Auch das Strafrecht muss dort nachgeschärft werden, wo neue Gefahren im Netz 

bislang nicht ausreichend erfasst werden. 

Darüber hinaus nimmt die Unionsfraktion das sogenannte Sharenting in den Blick. Gemeint ist die 

öffentliche Darstellung von Kindern durch Eltern oder Sorgeberechtigte auf Social-Media-Kanälen. 

Kinder dürfen nicht gezielt inszeniert werden, um Reichweite zu erzielen. Kindheit darf nicht zum 

Wirtschaftsgut werden, ohne dass die Betroffenen selbst entscheiden können, ob und wie ihr Leben 

digital sichtbar gemacht wird. 
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Meilenstein in der Sportpolitik des Bundes 

An diesem Freitag hat der Deutsche Bundestag das Sportfördergesetz verabschiedet. Damit wird die 

Förderung des Spitzensports auf Bundesebene erstmals gesetzlich neu und umfassend geregelt. Für 

die Sportpolitik des Bundes ist das ein wichtiger Schritt hin zu mehr Transparenz, Verlässlichkeit und 

Zukunftsfähigkeit. 

Ein zentraler Baustein ist die neu zu schaffende Spitzensportagentur mit Sitz in Leipzig. Sie soll die 

Förderung des Spitzensports künftig unabhängiger steuern, sportfachliche Expertise bündeln und 

klare Strukturen schaffen. Im parlamentarischen Verfahren wurde zudem erreicht, dass auch die 

Athletinnen und Athleten ein angemessenes Mitspracherecht in der Agentur erhalten. 

Ein weiterer wichtiger Fortschritt ist die erstmalige gesetzliche Verankerung des Zentrums für Safe 

Sport. Damit wird der Schutz von Athletinnen und Athleten gestärkt und ein deutliches Signal für 

einen sicheren, respektvollen und verantwortungsvollen Sport gesetzt. Leistung und Schutz gehören 

im Sport zusammen. Wer Spitzenleistungen ermöglichen will, muss auch dafür sorgen, dass 

Athletinnen und Athleten in einem sicheren Umfeld trainieren und antreten können. 

Mit dem Sportfördergesetz werden die Rahmenbedingungen für den Spitzensport in Deutschland 

somit neu aufgestellt. Moderne Strukturen, verlässliche Förderung und ein stärkerer Schutz der 

Athletinnen und Athleten sind dafür wichtige Voraussetzungen. Das gilt auch mit Blick auf eine 

mögliche Ausrichtung Olympischer und Paralympischer Spiele in Deutschland. Wer solche Spiele 

erfolgreich ausrichten will, braucht einen starken Sport, klare Strukturen und Vertrauen in die 

Förderung. 

 

 

Schwerpunkte der Sitzungswoche 

Stabile Beiträge in der gesetzlichen Krankenversicherung 

Ein besonders wichtiges und zugleich sehr sensibles Thema dieser Sitzungswoche war die 

Stabilisierung der gesetzlichen Krankenversicherung. Die Ausgaben der Krankenkassen steigen seit 

Jahren deutlich. Ohne Gegenmaßnahmen drohen weiter steigende Beiträge, die Beschäftigte, 

Rentnerinnen und Rentner sowie Arbeitgeber zusätzlich belasten würden. 

Mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz soll ein erster großer Schritt hin zu einer 

umfassenden Reform der gesetzlichen Krankenversicherung gegangen werden. Ziel ist es, die Beiträge 

zu stabilisieren, die Ausgabendynamik zu begrenzen und Beitragsmittel künftig noch gezielter 

einzusetzen. 

Im parlamentarischen Verfahren konnten wichtige Änderungen erreicht werden. Der Bund soll für die 

gesundheitliche Versorgung von Grundsicherungsempfängerinnen und Grundsicherungsempfängern 

mehr Geld an die Krankenkassen zahlen als zunächst vorgesehen. Für das Jahr 2027 ist nun eine 

Milliarde Euro vorgesehen, in den Folgejahren soll dieser Betrag weiter steigen. Auch der Bundes-

zuschuss an die GKV soll weniger stark gekürzt werden als ursprünglich geplant. 

Eine Änderung gibt es zudem beim geplanten Beitragszuschlag für mitversicherte Ehegatten und 

Lebenspartner. Er soll nicht erhoben werden, wenn Kinder unter zwölf Jahren betreut werden. 

Zunächst war eine Grenze ab sieben Jahren vorgesehen. 
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Besonders viele Rückmeldungen erreichen mich und meine Kolleginnen und Kollegen derzeit auch zur 

psychotherapeutischen Versorgung. Die Sorge, dass sich die Versorgungssituation für Patientinnen 

und Patienten verschlechtern könnte, nehmen wir sehr ernst. Deshalb wurde im parlamentarischen 

Verfahren vereinbart, nach der Sommerpause gezielte Regelungen vorzulegen. Dabei geht es unter 

anderem um die Versorgungskontinuität begonnener Behandlungen, besondere Regelungen für 

Kinder, Jugendliche und schwer psychisch kranke Menschen sowie um dringliche Behandlungsfälle. 

Die Debatte zeigt, wie sensibel dieses Thema ist. Denn jede Veränderung im Gesundheitswesen 

betrifft Menschen sehr unmittelbar. Deshalb kommt es darauf an, Beitragssatzstabilität, verlässliche 

Versorgung und faire Belastungen sorgfältig miteinander abzuwägen. 

 

Neues Gebäudemodernisierungsgesetz 

Mit dem neuen Gebäudemodernisierungsgesetz wird das Heizungsgesetz der früheren Ampel-

Regierung abgelöst. Ziel ist ein technologieoffenerer, flexiblerer und praxistauglicherer Rechtsrahmen 

für Eigentümerinnen und Eigentümer. 

Die kleinteiligen Vorgaben im Gebäudeenergiegesetz werden deutlich reduziert. Auch die pauschale 

Vorgabe, wonach die Wärmeversorgung zu mindestens 65 Prozent aus erneuerbaren Energien 

erfolgen muss, entfällt. Künftig erhalten Eigentümerinnen und Eigentümer beim Heizungstausch 

wieder mehr Entscheidungsspielraum. Neben Wärmepumpen, Fernwärme, hybriden Lösungen und 

Biomasseheizungen bleiben auch Gas- und Ölheizungen weiterhin möglich. 

Gleichzeitig werden die Klimaschutzziele berücksichtigt. Vorgesehen ist, dass Gas- und Ölheizungen 

ab 2029 schrittweise einen steigenden Anteil kohlendioxidneutraler Brennstoffe nutzen. Außerdem 

wird sichergestellt, dass Mieterinnen und Mieter vor überhöhten Nebenkosten infolge 

unwirtschaftlicher Heizungsentscheidungen geschützt werden. 

Ein Eilantrag der Fraktion Die Linke beim Bundesverfassungsgericht blieb erfolglos. Der Bundestag 

konnte das Gesetz daher in dieser Sitzungswoche beschließen. 

 

Mehr Sicherheit im Alltag 

Mit der Reform des Bundespolizeigesetzes wird die rechtliche Grundlage der Bundespolizei erstmals 

seit mehr als 30 Jahren umfassend modernisiert. Die Bundespolizei soll zeitgemäße Befugnisse 

erhalten, um Bahnhöfe, Flughäfen und Außengrenzen besser schützen zu können. 

Dazu gehören unter anderem erweiterte Möglichkeiten in Messerverbotszonen, neue Befugnisse im 

Bereich der Telekommunikationsüberwachung zur Gefahrenabwehr, Maßnahmen gegen Drohnen 

sowie der Einsatz automatisierter Videotechnik zur Erkennung von Gefahren. Auch bei laufenden 

Fahndungen sollen moderne technische Möglichkeiten unter engen Voraussetzungen genutzt werden 

können. 

Für mich ist wichtig, dass Sicherheit im Alltag konkret spürbar ist. Wer mit der Bahn fährt, an 

Flughäfen unterwegs ist oder sich im öffentlichen Raum bewegt, muss sich darauf verlassen können, 

dass Sicherheitsbehörden handlungsfähig sind. Zugleich müssen moderne Befugnisse rechtsstaatlich 

klar geregelt und kontrollierbar bleiben. 
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Versorgungssicherheit beim Strom stärken 

Mit dem Gesetz zur Sicherung der Versorgungssicherheit Strom und zur Bereitstellung neuer 

Kapazitäten wurde die Grundlage dafür gelegt, dass Deutschland auch in Zukunft zuverlässig mit 

Strom versorgt wird. 

Gerade wenn Wind und Sonne nicht ausreichend Strom liefern, braucht es gesicherte Kapazitäten. 

Das Gesetz setzt den Rahmen für Ausschreibungen, insbesondere für Gaskraftwerke und Speicher. 

Die erste Ausschreibungsrunde soll noch in diesem Sommer starten. Ab 2032 soll ein vollständiger 

Kapazitätsmarkt eingeführt werden. 

Damit sorgen wir dafür, dass der Umbau unseres Energiesystems nicht zulasten der Versorgungs-

sicherheit geht. Bezahlbare, sichere und verlässliche Energie ist eine zentrale Voraussetzung für 

Industrie, Mittelstand, Handwerk und private Haushalte. 

 

Weniger Bürokratie für Familien 

Eine gute Nachricht für junge Familien ist das antragslose Kindergeld. In dieser Sitzungswoche wurde 

beschlossen, dass Eltern künftig in vielen Fällen keinen gesonderten Antrag mehr stellen müssen. Das 

entlastet Familien gerade in der sensiblen Zeit rund um die Geburt eines Kindes und ist zugleich ein 

wichtiger Schritt hin zu einer moderneren Verwaltung. 

Der Start ist für März 2027 vorgesehen, zunächst für Geburten ab dem zweiten Kind. Voraussichtlich 

ab November 2027 soll das Verfahren auch auf erstgeborene Kinder ausgeweitet werden. 

Voraussetzung ist unter anderem, dass ein inländischer Wohnsitz des Kindes und eine inländische 

Erwerbstätigkeit mindestens eines Elternteils vorliegen. 

So wird Verwaltung einfacher, digitaler und bürgerfreundlicher. Genau solche Entlastungen brauchen 

Familien im Alltag. 

 

Unterstützung für Länder und Kommunen 

Mit dem Gesetz zur Entlastung der Länder und ihrer Kommunen unterstützt der Bund Länder und 

Kommunen in dieser Wahlperiode zusätzlich mit insgesamt vier Milliarden Euro. 

Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf finanzschwachen Flächenländern und Kommunen mit hohen 

Kassenkrediten. Sie sollen jährlich 250 Millionen Euro zur Entschuldung erhalten. Damit setzen wir 

ein wichtiges Signal an die kommunale Ebene. 

Denn viele Entscheidungen, die Bürgerinnen und Bürger unmittelbar betreffen, werden vor Ort 

umgesetzt. Gute Schulen, funktionierende Straßen, leistungsfähige Verwaltungen, Kinderbetreuung 

und soziale Angebote hängen entscheidend davon ab, dass Städte, Gemeinden und Landkreise 

handlungsfähig bleiben. 
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Mehr Schutz für Unfallopfer und klare Regeln für E-Scooter 

Mit dem Gesetz zur Haftung bei Unfällen mit Elektrokleinstfahrzeugen wurden bestehende 

Schutzlücken im Straßenverkehr geschlossen. Für E-Scooter und vergleichbare Fahrzeuge gelten 

künftig klarere Haftungsregeln. 

Durch die Einführung einer Halterhaftung können Unfallopfer ihre Schadenersatzansprüche künftig 

leichter durchsetzen. Damit wird die Verantwortung dort verankert, wo sie hingehört. Wer ein solches 

Fahrzeug hält oder nutzt, muss auch für die damit verbundenen Risiken einstehen. 

Das sorgt für mehr Gerechtigkeit im Straßenverkehr und stärkt den Schutz derjenigen, die 

unverschuldet zu Schaden kommen. 

 

 

 

Erste Lesungen der laufenden Sitzungswoche 

Konsequent gegen extremistische Strukturen 

In dieser Sitzungswoche wurde in erster Lesung das Dritte Änderungsgesetz des Vereinsgesetzes 

beraten. Ziel ist es, die Vollständigkeit und Aktualität des beim Bundesverwaltungsamt geführten 

Ausländervereinsregisters zu verbessern. 

Dieses Register gibt einen Überblick über Ausländervereine und ausländische Vereine, die in 

Deutschland organisatorische Einrichtungen unterhalten. Es kann Sicherheitsbehörden dabei helfen, 

Erkenntnisse zu verfassungswidrigen, extremistischen oder terroristischen Bestrebungen zu ergänzen. 

Dafür sollen die rechtlichen Grundlagen für zusätzliche Angaben geschaffen werden. So stärken wir 

die Möglichkeiten des Staates, extremistische Strukturen besser zu erkennen und ihnen konsequent 

entgegenzutreten. 

 

Moderne Ermittlungsbefugnisse für Polizei und Sicherheitsbehörden 

Ebenfalls in erster Lesung wurden mehrere Gesetzentwürfe zur Stärkung digitaler Ermittlungs-

befugnisse beraten. Dabei geht es um die Polizeiarbeit, die Abwehr von Gefahren des internationalen 

Terrorismus und digitale Ermittlungsmaßnahmen im Strafverfahren. 

Vorgesehen sind unter anderem Regelungen zur automatisierten Datenanalyse, zum biometrischen 

Internetabgleich sowie zum Testen und Trainieren von IT-Produkten. Dafür sollen unter anderem das 

Bundeskriminalamtgesetz, das Bundespolizeigesetz, das Asylgesetz und die Strafprozessordnung 

geändert werden. 

Kriminalität und Terrorismus nutzen längst digitale Möglichkeiten. Deshalb müssen auch Ermittlungs-

behörden über zeitgemäße, rechtsstaatlich geregelte Instrumente verfügen. Ziel ist es, Gefahren 

besser abzuwehren und Strafverfolgung wirksamer zu machen. 
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Verbesserung der Notfallversorgung 

Ein weiterer wichtiger Gesetzentwurf betrifft die Akut- und Notfallversorgung. Ziel ist eine bessere 

Vernetzung der verschiedenen Anlaufstellen und Leistungserbringer. 

Durch digitale Ersteinschätzungsverfahren und klarere Patientensteuerung sollen Menschen schneller 

an die Stelle gelangen, die für ihre konkrete Situation am besten geeignet ist. Das kann 

Notaufnahmen, Rettungsdienste und Praxen entlasten und zugleich die Versorgung für Patientinnen 

und Patienten verbessern. 

Gerade im Gesundheitswesen geht es nicht nur um Geld, sondern auch um bessere Strukturen. Eine 

gut organisierte Notfallversorgung hilft Patientinnen und Patienten und trägt zugleich dazu bei, 

vorhandene Ressourcen sinnvoller einzusetzen. 

 

 

Plenarrede: Mehr Gesundheitsschutz, kein Misstrauen 

Zum Abschluss dieser Sitzungswoche hat der Deutsche Bundestag in einer Aktuellen Stunde über die 

angekündigten Änderungen bei Krankschreibungen debattiert. 

Das Thema bewegt viele Menschen, denn Krankheit ist nichts Abstraktes. Sie betrifft Beschäftigte, 

Familien, Ärztinnen und Ärzte, aber auch Betriebe, die Arbeitsausfälle auffangen müssen. Gerade 

deshalb braucht diese Debatte einen Ton, der nicht spaltet, sondern sorgfältig abwägt. 

Für mich ist klar, dass Beschäftigte im Krankheitsfall verlässlich geschützt bleiben müssen. Wer krank 

ist, muss sich auskurieren können. Niemand darf den Eindruck bekommen, unter Generalverdacht zu 

stehen. Zugleich dürfen wir die Belastungen für Arbeitgeber nicht ausblenden. Die Entgeltfortzahlung 

im Krankheitsfall liegt inzwischen bei rund 82 Milliarden Euro im Jahr und wird vollständig von den 

Arbeitgebern finanziert. 

Ausgangspunkt der Diskussion ist ein Beschluss des Koalitionsausschusses. Vorgesehen ist unter 

anderem, die telefonische Krankschreibung abzuschaffen und die Vorlage einer Arbeitsunfähigkeits-

bescheinigung ab dem ersten Krankheitstag zum gesetzlichen Regelfall zu machen. Ein fertiger 

Gesetzentwurf liegt dazu bislang nicht vor. Das parlamentarische Verfahren hat also noch nicht 

einmal begonnen.  
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In meiner Rede habe ich deutlich gemacht, dass es jetzt auf Maß und Mitte ankommt. Gesundheits-

schutz darf nicht geschwächt werden. Gleichzeitig müssen Regeln praxistauglich sein und dort 

ansetzen, wo Fehlentwicklungen entstehen. Schon heute können Arbeitgeber eine Arbeits-

unfähigkeitsbescheinigung ab dem ersten Krankheitstag verlangen. Auch künftig sollen betriebliche 

Vereinbarungen möglich bleiben.  

Am Ende geht es um Vertrauen. Beschäftigte müssen darauf vertrauen können, dass sie im 

Krankheitsfall geschützt sind. Arbeitgeber müssen darauf vertrauen können, dass Regeln verlässlich 

und praktikabel sind. Und wir als Politik müssen dafür sorgen, dass unser Sozialstaat auch in Zukunft 

leistungsfähig bleibt. Meine vollständige Rede finden Sie hier: 

https://www.bundestag.de/mediathek/video?videoid=7655868  

 

 

Besuch aus dem Wahlkreis in Berlin 

In dieser Woche durfte ich eine besondere Besuchergruppe aus meinem Wahlkreis in der Hauptstadt 

begrüßen. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Würzburg und dem Landkreis waren meiner 

Einladung zu einer politischen Informationsfahrt des Bundespresseamtes gefolgt. 

Die mehrtägige Reise bot zahlreiche Einblicke in das politische Berlin. Dazu gehörten 

Informationsgespräche im Auswärtigen Amt, in der Bayerischen Landesvertretung und beim 

Bundesnachrichtendienst ebenso wie ein Besuch im Futurium, dem Haus der Zukünfte. 

Besonders gefreut habe ich mich über das persönliche Wiedersehen und den Austausch im 

Deutschen Bundestag. Nach einer politisch orientierten Stadtrundfahrt kam die Gruppe am Freitag zu 

einem gemeinsamen Gespräch ins Paul-Löbe-Haus. Dabei ging es um meine Arbeit im Parlament, 

aktuelle politische Themen und Anliegen aus dem Wahlkreis. 

Im Anschluss konnte die Gruppe auf der Besuchertribüne des Reichstagsgebäudes eine Plenarsitzung 

verfolgen und den parlamentarischen Alltag inkl. des zugegebenermaßen etwas aufdringlichen 

Benachrichtigungstons für die namentlichen Abstimmungen aus nächster Nähe erleben.  

 

 

https://www.bundestag.de/mediathek/video?videoid=7655868
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Durch Verzögerungen im Plenarablauf hat die Gruppe meine Plenarrede in der Aktuellen Stunde zu 

den angekündigten Verschärfungen bei Krankschreibungen leider knapp verpasst. Umso mehr habe 

ich mich über den persönlichen Austausch direkt davor gefreut. 

Nach dem Besuch im Plenum stand noch die Besichtigung der Reichstagskuppel und ein 

gemeinsames Abendessen auf dem Programm. Am Samstag tritt die Gruppe die Rückreise nach 

Würzburg an. Ich habe mich sehr über den Besuch, die herzlichen Begegnungen, die interessierten 

Fragen und den offenen Austausch gefreut. Solche Begegnungen zeigen, wie wertvoll der direkte 

Kontakt zwischen Wahlkreis und Berlin ist. 

 

 

Sechs Wochen Bundestag aus nächster Nähe – Praktikumsbericht  

„Mein Name ist Tugay Ilter, ich komme aus Miltenberg und studiere Political and Social Studies an der 

Julius-Maximilians-Universität Würzburg. Inzwischen befinde ich mich in der Endphase meines 

Bachelors. Sechs Wochen lang durfte ich das Berliner Büro von Dr. Hülya Düber als Praktikant 

begleiten. 

Für mich war das die perfekte Gelegenheit, Politik nicht nur aus Vorlesungen, Nachrichten oder 

Bundestagsdebatten zu kennen, sondern den parlamentarischen Alltag wirklich mitzuerleben. 

Was mich gleich zu Beginn überrascht hat, waren die langen Wege... Im Bundestag ist vieles nah 

beieinander und gleichzeitig doch erstaunlich weit auseinander. Zwischen Büro, Ausschüssen, 

Plenum, Besuchergruppen und Terminen kamen jeden Tag ordentlich Schritte zusammen. So merkt 

man nicht nur am Schrittzähler ganz praktisch, wie groß der parlamentarische Betrieb ist. 

Umso schöner war für mich der tägliche Weg zur Arbeit mit dem Fahrrad. Berlin morgens auf zwei 

Rädern zu erleben, hatte seinen ganz eigenen Reiz. Und wenn ich neben dem Büro einen neuen 

Lieblingsort nennen müsste, wäre es ganz klar der Viktoriapark. 

Besonders beeindruckt hat mich die Arbeit im Petitionsausschuss. Vor meinem Praktikum war mir 

nicht bewusst, wie viel Sorgfalt, Zeit und Herzblut in jede einzelne Petition fließt. Hinter den Anliegen 

stehen oft sehr persönliche Geschichten. Dass Dr. Düber als Vorsitzende des Petitionsausschusses hier 

besonders stark eingebunden ist, konnte ich aus nächster Nähe erleben. Es ist ein echter Fleißjob, bei 

dem genaues Lesen, Zuhören, Abwägen und Verantwortungsbewusstsein gefragt sind. 

Auch sonst habe ich schnell gemerkt, wie vielfältig die Arbeit in einem Abgeordnetenbüro ist. Von 

außen denkt man beim Bundestag oft zuerst an Reden im Plenum und Abstimmungen. Im Büro habe 

ich erlebt, wie viel Vorbereitung, Recherche, Organisation und Abstimmung nötig sind, bevor 

politische Arbeit nach außen sichtbar wird. 

Ich durfte Recherchen unterstützen, Termine begleiten, Bürgeranliegen kennenlernen und 

parlamentarische Abläufe miterleben. Besonders spannend fand ich, wie eng die Arbeit in Berlin mit 

den Anliegen aus dem Wahlkreis verbunden bleibt. Politik beginnt oft nicht abstrakt, sondern ganz 

konkret mit den Fragen, Sorgen und Erfahrungen einzelner Menschen. 
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Was mir außerdem in Erinnerung bleiben wird, ist das Team. Trotz voller Kalender, kurzer Fristen und 

vieler paralleler Aufgaben wurde ich von Anfang an herzlich aufgenommen. Ich konnte Fragen stellen, 

mitdenken, mitarbeiten und habe schnell gemerkt, wie wichtig Vertrauen, Humor und gute 

Kommunikation im Büroalltag sind. 

Ich bin jeden Tag sehr gerne ins Büro gekommen. Die Mischung aus politischem Inhalt, Tempo, 

Organisation und persönlichem Austausch hat die sechs Wochen für mich besonders wertvoll 

gemacht. 

Ich nehme viele Eindrücke, neue Erfahrungen und schöne Erinnerungen mit. Den besonderen Alltag 

im Bundestag, die gemeinsamen Gespräche und vor allem das Team werde ich sehr vermissen. 

Vielen Dank an Dr. Hülya Düber und das gesamte Team für die herzliche Aufnahme, das Vertrauen 

und die Möglichkeit, sechs Wochen lang Teil des Büros gewesen zu sein.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dr. Hülya Düber MdB  
Platz der Republik 1  11011 Berlin  (030) 227 – 71447  

huelya.dueber@bundestag.de 
Wahlkreisbüro: Steinachstr. 3b  97082 Würzburg  Tel. (0931) 4679 172 


